
Suchergebnisse: Sozialdemokratie

März 1864 – Die Geschichte der Sozialdemokratie beginnt nun auch in Bayern

Augsburg * Eine Gruppe Augsburger Arbeiter tritt dem 1863 in Leipzig gegründeten Allgemeinen

Deutschen Arbeiterverein - ADAV bei. Damit beginnt in Bayern die Geschichte der

Sozialdemokratie, denn der ADAV ist die erste selbstständige deutsche Arbeiterpartei.

28. Mai 1871 – Die „Blutige Woche“ endet

Paris * Die „Blutige Woche“, in deren Verlauf grausame Rache an den aufständischen Frauen

und Männer aus Paris geübt wird, endet auf dem Friedhof von Père-Lachaise. Rund 30.000 Tote,

mindestens 50.000 Verschwundene, fast 40.000 Verhaftete sind die Opfer. Die Mehrzahl der

13.000 Verurteilten werden nach Neukaledonien deportiert.    So etwas, darüber sind sich die

konservativen Politiker und Militärs - in Hinblick auf die deutsche Sozialdemokratie - einig, darf in

Deutschland nie passieren. Die in Paris gemachten Erfahrungen münden später in das „Gesetz

gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen“, kurz gesagt, das „Sozialistengesetz“ vom 21.

Oktober 1878. 

21. Oktober 1878 – Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie

Berlin - Deutsches Reich - München-Au * Da die Zahl der Anhänger der sozialistischen

Arbeiterbewegung ständig wächst und von Wahlerfolg zu Wahlerfolg eilt, setzt Reichskanzler Otto

von Bismarck das Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie in

Kraft.    Davon unabhängig fördern die Bischöfe die katholischen Werktätigen finanziell und ideell

mit der Organisation von Arbeitervereinen, darunter den Katholischen Arbeiterbund und dem

Kolpingverein. Auch die Josephshäuser in der Hochstraße zeugen von diesen Aktivitaten.   

Während es den sozialdemokratischen Arbeitervertretungen um eine harte Vertretung der

Arbeitnehmerinteressen gegenüber den Unternehmern und dem Staat geht, ist das oberste Ziel

der katholischen Arbeitervereine die „christliche Lebensführung der Arbeiterfamilien“ und die

Förderung sowie den Erhalt von „Religion und Sittlichkeit bei den Arbeitern“.

28. Oktober 1878 – Der Reichstag verabschiedet das Sozialistengesetz
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Berlin * Der Reichstag verabschiedet mit den Stimmen der Konservativen und Nationalliberalen

das Gesetz zur Bekämpfung der gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie. Es gilt

bis 1890.

28. Oktober 1884 – Über das Kolonialfieber die Reichstagswahlen beeinflussen

Berlin * Reichskanzler Otto von Bismarck ändert seine Einstellung gegenüber der

Kolonialpolitik in Hinblick auf die Reichstagswahlen aus innenpolitischen Gründen. Über das

Kolonialfieber will Bismarck die am 28. Oktober angesetzten Reichstagswahlen zugunsten der

regierungsfreundlichen Parteien zu beeinflussen, da die bürgerliche Linke und die

Sozialdemokratie offen zu ihrer Kolonialgegnerschaft steht.    Und tatsächlich verliert das

linksliberale Lager, bestehend aus der Deutschen Fortschrittspartei, der Liberalen Vereinigung,

der Deutschen Freisinnigen Partei und der Deutschen Volkspartei 41 Sitze im Reichstag und fällt

von 115 auf 74 Mandate zurück. Unabhängig davon können die Sozialdemokraten - trotz der

Behinderungen durch das Sozialistengesetz - ihre Mandate von 12 auf 24 verdoppeln. 

29. August 1885 – Weitere Schulden. Es muss etwas geschehen!

München * Finanzminister Emil von Riedel muss feststellen, dass König Ludwig II. inzwischen

weitere sechs Millionen Mark Schulden aufgehäuft hat. Damit ist der Schuldenstand des Königs

auf die wenig märchenhafte Summe von fast 14 Millionen Mark angewachsen.    Johann von

Lutz, der Vorsitzende des bayerischen Ministerrats stellt daraufhin - devot zwar im Ton, aber

unmissverständlich in der Aussage - die Forderung nach Sanierung des königlichen Haushaltes.

Er meint damit konkret die Unterbrechung des Schlösserbaus. Da aber König Ludwig II. keinerlei

Verständnis für die Vorschläge zeigt, muss - auch in Hinblick auf den Ansehensverlust der

Monarchie - etwas geschehen.     Man hat zwar in Bayern das Gesetz gegen die

gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie eingeführt und zusätzlich verschärft,

aber dennoch das unaufhaltsame Anwachsen der Arbeiterbewegung nicht verhindern können.

30. September 1890 – Das  Sozialistengesetz läuft aus

Berlin * Das stets befristete Ausnahmegesetz „Gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der

Sozialdemokratie“ läuft aus. Reichskanzler Otto von Bismarck ist im März 1890 grollend

abgetreten.

Münchner Zeitensprünge Seite 2/8



1895 – Im Sinne der Sozialdemokratie

München * Die Inbetriebnahme der elektrischen Trambahn ist auch im Sinne der immer stärker

werdenden Sozialdemokratischen Partei, die die Kommunalisierung der Versorgungsbetriebe der

Stadt fordert. Damit sind auch die Verkehrsbetriebe und die Straßenbeleuchtung gemeint, die

nach ihrer Auffassung der „Privatausbeutung zu entziehen“ waren.   Entgegen dem

wirtschaftsliberalen Kurs der Stadtgemeinde-Kollegien wollen die Münchner Sozialdemokraten

die Zerschlagung der Monopole. Das vor allem deshalb, weil sie in der Straßenbahn ein

volksnahes und preisgünstiges Verkehrsmittel sehen. 

25. Januar 1907 – Die Hottentottenwahl bringt massive Mandatsverluste für die SPD

Deutsches Reich * Die Reichstagswahl, die sogenannte Hottentottenwahl, führt im Reich zu

einem konservativen Richtungsumschwung in der Sozialdemokratischen Partei.  Die

Reichstagswahl bringt für die Sozialdemokratische Partei Deutschlands - SPD herbe

Mandatsverluste ein. Die Sozis stürzten - auch aufgrund des ungerechten

Dreiklassen-Wahlrechts - von 81 auf 43 Sitze im Reichstag ab und verlieren somit 38

Mandate. Das ist die schwerste Wahlschlappe, die die SPD bis dahin einstecken musste.  Der

Reichsregierung ist dies zweifellos mit ihrem Appell an die vaterländischen Instinkte gelungen.

Gleichzeitig war dadurch die Kolonialismus-kritische schwarz-rote Mehrheit im

Reichstag gebrochen. Die Konservativen, bestehend aus der Deutschkonservativen Partei, der

Deutschen Reichspartei und der Nationalliberalen Partei billigen umgehend den

Nachtragshaushalt und damit die weitere Finanzierung des Kolonialkrieges in Übersee.  Für die

Sozialdemokratie hat der Ausgang der Wahl einen erzieherischen Einfluss. Die

SPD-Parteiführung will künftig ihre nationale Zuverlässigkeit stärker in den Mittelpunkt stellen.

Das bedeutet aber gleichzeitig die „Bereitschaft zur Vaterlandverteidigung“ nach vorne und die

Kritik an der deutschen Weltpolitik nach hinten zu stellen.  Diesen Schritt will Kurt Eisner -

aufgrund seiner aus der „Marokkokrise“ gezogenen Erkenntnisse - keinesfalls mitgehen. In der

Fränkischen Tagespost, der er seit März 1907 angehört, warnt er nachdrücklich vor dem

„Nachlassen im Kampf gegen den Militarismus“. 

30. Juli 1914 – Das Bayerische Wochenblatt verurteilt die Kriegshetze

Königreich Bayern * Kurz vor Ausbruch des Ersten Weltkrieges findet sich im Bayerischen

Wochenblatt der folgende Artikel: „Dass sich an der gewissenlosen Kriegshetze vor allem die

Zentrumspresse beteiligt, passt durchaus zu der Sorte ‚Christentum‘, die diese verkommene
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Partei vertritt.       Die Sozialdemokratie wird von ihr als ‚vaterlandsfeindlich‘ verlästert, weil sie

nicht gewissenlos genug ist, das Vaterland in einen Krieg von unabsehbaren Folgen hinein

hetzen zu helfen.    Und ‚religionsfeindlich‘ ist die Sozialdemokratie wahrscheinlich deshalb, weil

sie im Gegensatz zu den schwarzen Maulchristen bemüht ist, die Lehre Christi in die Tat

umzusetzen.“ 

16. Mai 1917 – Die Münchner USPD wird gegründet

München * Der Verein Unabhängige Sozialdemokratie Stadt und Land wird bei der

Polizeidirektion vereinsrechtlich angemeldet. Der Zweck der Neugründung wird beschrieben als

„die Bestrebungen der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zu

unterstützen, die nach ihren Organisationsgrundlinien in grundsätzlicher Opposition zum

herrschenden Regierungssystem und zur Kriegspolitik der Reichsregierung steht“.    Der

Vorsitzende der Münchner USPD heißt Albert Winter sen..  Die neue Partei wird sofort von der

Polizei überwacht.   Die Münchner USPD hat am Anfang etwa 35 Mitglieder.   Im Vergleich: Die

MSPD zählt in München zum gleichen Zeitpunkt rund 15.000 Mitglieder. 

22. Februar 1918 – Die Behörden loben die Mehrheitssozialdemokraten

München * Die bayerischen Behörden würdigen ausdrücklich das Verhalten der

Mehrheitssozialdemokratie, die den Streik „aufgenommen und in ruhige Bahnen gelenkt“ hat. 

22. Februar 1918 – Das Kriegsministerium kategorisiert die Streikleitungen

München * Das bayerische Kriegsministerium unterscheidet in seiner Analyse die Streikleitungen

in       „Führer, die den unabhängigen Sozialdemokraten angehörend, in unmittelbarer Verbindung

mit Norddeutschland, vielleicht auch mit dem Ausland stehen und revolutionäre Umtriebe ins

Land hereinbringen.   „Den einheimischen Führern der gemäßigten Sozialdemokratie. […] Sie

haben die Bewegung bisher vielfach in besonnene Bahnen gelenkt, vertreten aber natürlich aus

parteitaktischen Gründen den Demonstrationsstreik als ein zuverlässiges politisches Mittel.    

„Der Masse der beteiligten Arbeiterschaft, die unter den gegenwärtigen Zeitverhältnissen jeder

verhetzenden Einwirkung besonders zugänglich ist.“      Und weiter schlägt das Kriegsministerium

vor:   „Führer der unter 1) bezeichneten Art sind, wenn irgend möglich, aus ihrer Umgebung zu

entfernen und zwar solche, die sich eines Vergehens oder Verbrechens schuldig oder dringend

verdächtig gemacht haben durch polizeiliche vorläufige Festnahme und Erwirkung eines
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richterlichen Haftbefehls – Wehrpflichtige durch Einberufung, Versetzung, Abstellung ins Feld -,

Nichtbayern durch Aufenthaltsverbot auf Grund Art. 42 des Kriegszustandsgesetzes.“ 

25. März 1918 – Der Kriegsminister und der Umgang mit den Sozis

München * Kriegsminister Philipp von Hellingrath formuliert in einem internen Schreiben seine

Meinung, welche Taktik gegenüber den beiden sozialdemokratischen Parteien einzuschlagen ist: 

  „Nach den seitherigen Erfahrungen bildet die unabhängige Sozialdemokratie eine schwere

Gefahr für den Fortbestand des Reiches. Ihren Bestrebungen muß auf jedem möglichen Wege

entgegengetreten werden.     Da sie ihren Zuwachs vornehmlich aus den Reihen der

rechtsstehenden Sozialdemokratie erhält, liegt die wirksamste Abwehr gegen ihre weitere

Ausbreitung in Maßnahmen, durch welche die sozialdemokratische Mehrheitspartei die Flucht

ihrer bisherigen Anhänger in das Lager der Unabhängigen zu verhindern sucht.     In dieser

Beziehung erblicke ich ein wirksames Mittel in der Versammlungstätigkeit der alten

sozialdemokratischen Partei. Durch mündliche Aufklärung vermag sie am ehesten ihre Mitglieder

sich zu erhalten und gegen die unterirdische Wühlarbeit der Radikalsozialisten widerstandsfähig

zu machen.     Das Bestreben der militärischen Zensurstellen wird daher dahin gehen müssen,

den Veranstaltungen der Mehrheitssozialisten so wenig wie möglich Schwierigkeiten zu bereiten. 

   Gelegentliche Entgleisungen in den Versammlungen werden in der Regel weit weniger

nachteilige Folgen haben als verbitternd wirkende Verbote und Anordnungen“. 

2. September 1918 – König Ludwig III. fordert eine Revolution von oben

München * König Ludwig III. fordert gesetzliche Maßnahmen       zur Sicherung der Monarchie

und   zur Stabilisierung des Systems.      Ein neues Kabinett soll gebildet werden, dem sowohl

das Zentrum wie die Sozialdemokratie angehören soll.    Da diese Revolution von oben

hauptsächlich dem Machterhalt des bestehenden Systems dient, wird sie nur vom konservativen

Teil der Bevölkerung unterstützt.    Es wird aber noch bis zum 16. Oktober dauern, bis in Bayern

die Frage der Verfassungsreform grundsätzlich erörtert wird. 

12. September 1918 – Der Interfraktionelle Ausschuss will eine Regierungsneubildung

Berlin * Der Interfraktionelle Ausschuss, das gemeinsame Gremium von MSPD,

Zentrum und Linksliberalen, loten erstmals seit den Januarstreiks aus, welche Gemeinsamkeiten

ihnen geblieben sind. In der Sitzung suchen die Mehrheitsparteien gemeinsam nach einem
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Ausweg, zu dem auf jeden Fall eine Regierungsneubildung gehören muss.     Man ist sich einig

über die Unglaubwürdigkeit unserer Regierung im Ausland. Mit dem Kaiser, der Obersten

Heeresleitung und der Regierung Hertling wird es keinen Verständigungsfrieden geben können.

Es wird deutlich, was die  Spitze der Mehrheitssozialdemokratie will: keine Revolution, keinen

Bürgerkrieg, dafür eine rasche Demokratisierung einschließlich einer gleichberechtigten

Arbeiterschaft. 

12. Oktober 1918 – Im Zustande einer latenten Revolution

Berlin * Ministerpräsident Otto von Dandl trifft sich mit seinen Kollegen aus Sachsen,

Württemberg, Baden und Mecklenburg in Berlin zu einem Gedankenaustausch. Die Anwesenden

betrachten die politische Entwicklung „mit großer Sorge“. Man befinde sich sogar schon „im

Zustande einer ‚latenten Revolution‘“.       Es gibt Staatsstreichgelüste auf der extremen Rechten, 

 als „noch gefährlicher“ wird eingeschätzt, das die Unabhängige Sozialdemokratische Partei -

USPD zurzeit „außerordentliche Fortschritte“ macht.      Die

anwesenden Ministerpräsidenten erwarten allerdings die Lösung der Probleme nicht vom

eigentlich zuständigen Reichskanzler Max von Baden, sondern setzen ihre Hoffnungen auf die

Führer der Mehrheitssozialdemokratie. 

8. November 1918 – Der Vorwärts rechnet mit Kurt Eisner ab

Berlin - München * Friedrich Stampfer, Chefredakteur beim Vorwärts in Berlin, rechnet mit seinem

ehemaligen Kollegen ab und schreibt am 1. Dezember 1918 mit arroganter Überheblichkeit in der

SPD-Zeitung Vorwärts einen Leitartikel über Kurt Eisner und die „Revolution in Bayern“.  Darin

heißt es: „Als am 8. November 1918 die Kunde kam, dass Eisner bayerischer Ministerpräsident

geworden sei, erfüllte Heiterkeit die Redaktionsstuben, sie pflanzte sich fort in die Setzer- und

Maschinensäle. Es war keiner unter uns, der Eisner von der alten Zeit her nicht liebte, keiner, der

ihm übel wollte oder ihn missachtete. Dennoch: Heiterkeit überall, wohlwollende Heiterkeit. […]  

Wozu wären wir ein befreites Volk, wenn es nicht erlaubt wäre, einem alten Freund offen und

öffentlich zu sagen: Du hast in Deinem Leben schon viele Böcke geschossen, aber dass Du Dich

von Deinen revolutionären Schwabinger Literaturfreunden zum Ministerpräsidenten machen

ließest, das war Dein größter Bock. […]   Du lebst in einer Welt des holden Wahnsinns, wenn Du

glaubst, Du eingewandeter Berliner Literat, der im öffentlichen Leben noch nie eine Rolle gespielt

hat und den man in Bayern bis vor drei Wochen kaum kannte, Du könntest Dich auf das

Vertrauen des bayerischen Volkes stützen. […]   Diese Ministerpräsidentschaft […] steht zum

Ernst unserer Zeit in erschütterndem Gegensatz. Kasperlekomödie des Lebens, frei nach Frank
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Wedekind, von Kurt Eisner, mit dem Dichter in der Titelrolle. München - Schwabinger

Naturtheater. In fünf Minuten geht der Vorhang herunter und dann ist Schluss.“  Die preußische

Sozialdemokratie fühlt sich Kurt Eisner gegenüber weit überlegen. Sie verhöhnt und verlacht ihn

und sieht in ihm einen unqualifizierten Abenteurer und absoluten Dilettant, der offensichtlich

nichts von Politik versteht und den Ernst der Lage völlig verkennt. 

16. Dezember 1918 – Die geistliche Schulaufsicht wird abgeschafft

München-Kreuzviertel * Der Ministerrat billigt die von Kultusminister Johannes Hoffmann

vorgelegte „Verordnung, betreffend Beaufsichtigung der Volksschule“. Darin wird ab 1. Januar

1919 die geistliche Schulaufsicht abgeschafft und Übergangsregelungen für die Zeit bis dahin

festgeschrieben.       Die Ortsschulaufsicht geht vom Ortspfarrer auf den Bürgermeister über.  

Darüber hinaus wird ein freireligiöser Sittenunterricht eingeführt und   der Zwang zur Teilnahme

am Religionsunterricht abgeschafft.      Damit sind zentrale kulturpolitische Forderungen der

Sozialdemokratie der letzten Jahrzehnte erfüllt. 

1. März 1919 – Der Rätekongress wählt einen Aktionsausschuss

München-Kreuzviertel - München-Theresienwiese * Der Rätekongress wählt einen

Aktionsausschuss. Noch während der Sitzung kommt es auf der Theresienwiese zu einer

Demonstration gegen die Verhaftungen vom Vortag und für die Proklamation der

Räterepublik. Die daraufhin aufmarschierende Republikanische Schutztruppe schießt wahllos in

die Menge, tötet drei Menschen und verletzt neun schwer.    Die Nachricht wird im

Rätekongress mit einer Mischung aus Erleichterung und Abscheu aufgenommen. Die

Radikalen sehen darin den völligen „Bankrott der Sozialdemokratie“. Für sie erklärte der

Anarchist Gustav Landauer: „In der ganzen Naturgeschichte kenne ich kein ekelhafteres

Lebewesen als die Sozialdemokratische Partei.“  

7. Mai 1919 – Josef Hofmiller analysiert die Lage der SPD

München-Haidhausen * Josef Hofmiller, der Herausgeber der reaktionären Zeitschrift

Süddeutsche Monatshefte, analysiert die Situation: „Die Sozialdemokratie ist in einer Zwickmühle:

sie ist gezwungen Farbe zu bekennen, und diese Farbe ist nicht rot, wie die Masse geglaubt hat.

Sie hat niemals gewagt, den trennenden Strich zwischen sich und den Kommunisten zu ziehen;

die Leute aber, die die Regierung Hoffmann jetzt erschießen lässt, sind lauter Kommunisten.   
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Die Sozialdemokratie hat die Massen immer auf den großen Kladderatatsch [= eine alte, in der

Kaiserzeit gebrauchte, humorvolle Bezeichnung für die Revolution] vertröstet und scharf

gemacht; jetzt, wo die Massen den Kladderatatsch machen und ausnützen wollen, lässt sie auf

sie schießen.     Man sieht es jeder Nummer der ‚Münchener Post‘ an, wie greulich der offiziellen

Sozialdemokratie die durch ihre eigene Schuld unheilbar gewordene Lage ist.“ 

14. September 1919 – Der Antisemitismus von Hitlers Förderer

München * Der den Gefreiten Adolf Hitler stark unterstützende Hauptmann Karl Mayr äußert sich

zu Hitlers stark ausgeprägten Antisemitismus so: „Ich bin mit dem Herrn Hitler durchaus der

Anschauung, dass das, was man Regierungssozialdemokratie heißt, vollständig an der Kette der

Judenheit liegt. […] Alle schädlichen Elemente müssen wie Krankheitserreger ausgestoßen oder

‚verkapselt‘ werden. So auch die Juden.“ 

19. September 1922 – Faulhaber verhindert Ordensverleihung an Adenauer

München-Kreuzviertel - Rom-Vatikan * Kardinal Michael von Faulhaber schreibt an den

Unterstaatssekretär im Vatikan, Giuseppe Pizzardo, über die öffentliche Auseinandersetzung mit

Konrad Adenauer:     „Er behauptete, die Revolution sei organisch geworden, die gestürzten

Herrscherhäuser seinen morsche Bäume gewesen, der deutsche Katholizismus sei auf das

deutsche Vaterland angewiesen. [...] Ich bitte darum Eure Exzellenz, es möge keine päpstliche

Kundgebung erfolgen, die von den Katholiken als Zustimmung zur Politik des Zentrums und zu

einer Koalition mit der Sozialdemokratie ausgelegt werden könnte. Präsident Adenauer wird die

päpstliche Auszeichnung, die früher für den Präsidenten üblich war, nicht erhalten können“.     

Damit verhindert Kardinal Faulhaber, dass Konrad Adenauer den sonst üblichen päpstlichen

Orden bekommt.      In einer eigenwilligen Rechtfertigung gegenüber dem bayerischen

Gesandten beim Vatikan schreibt Faulhaber am selben Tag: „[...] Damit habe ich nicht die

Verfassung von Weimar und die republikanische Staatsform an sich verurteilt; denn eine

Verfassung kann rechtmäßig zustandegekommen sein, ohne daß dadurch die vorausgehende

Revolution legitimiert wird. Ein unehelich Geborener kann ein ordentlicher Mensch werden, ohne

daß damit die uneheliche Mutterschaft als solche Rechtsdasein erhält.“ 
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